


Liebe Wähler !

Bei der zweiten Runde der
Wahl zum Oberbürgermei-
ster von Leipzig steht
mehr auf dem Spiel, als Sie
vielleicht glauben. Eigent-
lich stehen mit mir, Kar-
sten Werner, ja vier Kandi-
daten zur Verfügung; die
Leipziger Volkszeitung
nennt aber in penetranter
Weise nur drei davon und
klammert meine Kandida-
tur damit aus. Und auch
schon im zurückliegendem
Wahlkampf gab es Abspra-
chen bei den Medien und
anderen Parteien, mich
von fast allen Podiumsver-
anstaltungen und der nor-
malen Berichterstattung
auszuschließen. Das ist
nicht nur unfair mir
gegenüber, sondern auch
undemokratisch und dar-
über hinaus eine Zensur
unerwünschter politischer
Ideen wie zu allerbesten
DDR-Zeiten! In den Wor-
ten von Herrn Rehbein:
„Gut finde ich übrigens
auch, daß die dpa schon-
mal Herrn Werner (BüSo)
ausgeklammert hat.“ Jo-
seph Goebbels wäre stolz
auf ihn gewesen.

Aber was ist es denn, was denen an
meinem Wahlprogramm nicht gefällt?

Fakt ist, daß ich der einzige Kandidat
bin, der der Sparpolitik eine klare Ab-
sage erteilt und statt dessen ein Pro-
gramm zur Reindustrialisierung Leip-
zigs vorgelegt habe; warum soll Ihnen,
den Wählern vorenthalten werden, daß
es diese Alternative gibt? 

Aber das ist nicht mal der entschei-
dende Grund, es geht noch um sehr viel
mehr.

Denn nur wir hatten in unserer Wahl-
broschüre von Mitte Januar gewarnt,
daß der politische Kampf in den U.S.A.
entscheiden wird, „ob die Neocons der
Cheney-Bush-Administration die Welt
mit einem Luftkrieg gegen den Iran in

die Katastrophe stürzen werden.“ Denn
anders als beim Irakkrieg bestünde bei
Luftschlägen gegen den Iran, ein-
schließlich des Einsatzes sogenannter
„Mini-Nukes“, die Gefahr der Eskalati-
on zu einem globalen asymmetrischen
Krieg.

Jetzt hat sich die Lage bereits drama-
tisch zugespitzt. Plötzlich kursieren
Berichte, daß der Iran nur deshalb den
vollen Nuklearzyklus anstrebe, um
Atomwaffen produzieren zu können,
und daß diese Waffen vielleicht schon in
kurzer Zeit zur Verfügung stünden.
Beim Treffen der Außenminister der
fünf permanenten Mitglieder des UN-
Sicherheitsrates am 30. Januar 2006 im
Privathaus des britischen Außenmini-
sters Jack Straw wurde beschlossen,

den UN-Sicherheitsrat
über den Iran-Fall „zu
unterrichten“ und ihn im
März zu „übergeben“. 

Aber alle Beteiligten
wissen: so lief es auch
beim Irakkrieg. Als die
Sache erst einmal im UN-
Sicherheitsrat war, kam
es zur Abstimmung, in
der Rußland und China
sich enthielten, und dann
beschlossen die USA und
Großbritannien eben
„unilateral“ mit einer
„Koalition der Willigen“
vorzugehen. Und was ist
jetzt von Saddam Hus-
seins angeblichen Mas-
senvernichtungswaffen
übriggeblieben? Alles
war auf Lügen aufge-
baut! Gerade jetzt trat
der ehemalige CIA-Ver-
antwortliche für den Na-
hen Osten und Südasien,
Paul R. Pillar, an die

Öffentlichkeit und beschuldigte die
Bush-Administration, nur bestimmte
Geheimdienstinformationen herausge-
pickt zu haben, um den längst gefaßten
Entschluß zu einem Krieg gegen den
Irak zu rechtfertigen.

Aber das ist nicht der einzige Ärger,
den die Neocons jetzt haben. Gerade
hat der ehemalige Stabschef des Vize-
präsidenten Cheney, Lewis Libby, sei-
nen ehemaligen Boss beschuldigt, ihm
den Auftrag erteilt zu haben, geheime
Informationen an die Medien zu geben
– als Teil einer Kampagne, um Kritiker
der Iraklügen, wie den ehemaligen Bot-
schafter Joe Wilson, fertigzumachen.
Und darauf steht Gefängnis. Schon jetzt
mehren sich die Stimmen im Kongreß
und Senat, die ein Amtsenthebungsver-
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Gibt es noch Helden
in der Heldenstadt ?

Bitte gehen Sie am 
26. Februar zur Wahl und
wählen Sie den 
OB-Kandidaten der BüSo,
Karsten Werner!



fahren gegen Bush und Cheney verlan-
gen.

Der Führer der Opposition gegen
Bush und Cheney in den USA, der
demokratische Staatsmann und Wirt-
schaftswissenschaftler Lyndon La-
Rouche, hat gewarnt, daß Militärschlä-
ge gegen den Iran oder Syrien wegen
ihrer Folgewirkungen, z.B. einer Explo-
sion des Ölpreises auf 200 oder 300
Dollar, zu einem vollständigen Kollaps
des Weltfinanzsystems führen würde.
Aber dieses Weltfinanzsystem ist ohne-
hin schon in der Endphase seines syste-
mischen Zusammenbruchs. Ein Krieg
gegen den Iran und die folgende Explo-
sion des globalen Finanzsystems soll –
das ist die Absicht der Neocons – den
Vorwand liefern, auf der ganzen Welt
diktatorische Notstandsmaßnahmen zu
verhängen. Und genau das meinen Che-
ney und Co., wenn sie davon sprechen,
daß der Präsident angeblich über dem
Gesetz stehe und man das Führerprin-
zip (auf amerikanisch: „unitary executi-
ve“) wieder einführen müsse.

Was hat das alles mit Leipzig zu tun?
Sehr einfach: von diesem Kampf in den
USA hängt es ab, ob wir uns bald in
einem asymmetrischen globalen Krieg,
wirtschaftlichem Chaos und einer impe-
rialen Diktatur befinden, oder ob die
Neocons aus dem Amt vertrieben wer-
den können. Die BüSo ist die einzige
Partei, die eine positive Beziehung zu
der Opposition gegen die Bush-Admini-
stration hat, denn unsere Vorsitzende,
Helga Zepp-LaRouche, ist mit Lyndon
LaRouche verheiratet und repräsentiert
deshalb eine neue atlantische Allianz
mit dem wirklichen Amerika.

Es gibt nur eine einzige Chance für
Leipzig und für Deutschland: wenn Lyn-
don LaRouche eine überparteiliche
Koalition von Demokraten und traditio-
nellen Republikanern (also nicht Neo-
cons) für eine andere Wirtschaftspolitik
zusammenbringen kann. Wenn von den
USA aus eine Wirtschaftspolitik in der
Tradition von FDR und seinem New
Deal gemacht wird, dann können wir in
Deutschland das gleiche tun und durch
staatliche Kreditschöpfung wieder pro-
duktive Vollbeschäftigung erreichen.
Dann, und nur dann, kann Leipzig wie-
der reindustrialisiert werden.

Erinnern Sie sich noch an die Ereig-
nisse im Herbst 1989? Die Realität ist,
daß das globale Weltfinanzsystem heu-
te genau so bankrott ist, wie es die DDR
damals gewesen ist. Uns Leipzigern fällt
es nicht schwer, uns vorzustellen, daß
Systeme untergehen können, anders als
z.B. solchen Wessis wie offensichtlich
Bernd Hilder von der LVZ. Die Frage
bleibt, ob er es nicht versteht – dann ist
er als Chefredakteur unfähig – oder ob
seine Auftraggeber, die ihn angewiesen
haben, meine Kampagne zu boykottie-
ren, vielleicht in den Kreisen der Neo-
cons in Washington oder deren Vertre-
tern in Leipzig zu suchen sind?

Liebe Leipziger! 

Ich weiß aus dem Wahlkampf, wie ver-
zweifelt viele von Ihnen über die
Zukunft, oder eigentlich schon die
Gegenwart, sind. Zwei Drittel (!) von
Ihnen sind gar nicht erst zur Wahl
gegangen. Ich bitte Sie, es diesmal
doch zu tun und mir Ihre Stimme zu
geben. Denn ich repräsentiere die ein-
zige internationale Kraft, von der eine
Lösung kommen kann. Gemeinsam
können wir Leipzig wieder zur Hel-
denstadt machen!

Ihr Karsten Werner
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Als Ihr OB würde ich folgendes tun:
●  Ich würde einen Aufruf an die Bundesregierung richten für ein

Sofortpaket von 400 Milliarden D-Mark an staatlichen Investitio-
nen jährlich, da die im Stabilitatsgesetz (1967) vorausgesetzte „Stö-
rung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts“ zweifellos gege-
ben ist. Das bedeutet natürlich einen Bruch mit den Maastrichter
Verträgen und dem Teuro, und statt dessen die Rückkehr zur eige-
nen Währung, der D-Mark. Der geschaffene Kredit wird nur für
den produktiven Sektor verwendet, um brachliegende Kapazitäten
zu reaktivieren und neue zu schaffen.

●  Damit würden 10 Millionen Arbeitsplätze geschaffen, die Sparmaß-
nahmen wie Hartz IV unnötig machen. Dies alles ist Teil der inter-
national diskutierten „neuen gerechten Weltwirtschaftsordnung“.

●  Leipzig sollten wir reindustrialisieren und unserem Ruf als Messe-
stadt nachkommen, indem wir die neuesten technologischen Erfin-
dungen nicht nur ausstellen, sondern auch in Form neuer In-
dustrien in Leipzig ansiedeln.Wichtig ist dabei die Wiederbelebung
des Buchdrucks und des Maschinenbaus, weil damit die derzeit
arbeitslosen, aber qualifizierten Arbeitskräfte wieder in die Vollbe-
schäftigung gebracht würden.

●  Sofortige Stillegung der Strombörse (EEX) und anderer räuberi-
scher Aktivitäten wie Privatisierung öffentlicher Güter und des
Verkaufs von „Tafelsilber“!

●  Leibnizens Konzept einer „Wissenschaft der Glückseligkeit“ muß
der Grundstein für die seit langem überfällige kulturelle Renais-
sance sein!

Internetforum mit Lyndon LaRouche am 
23. Februar, 19 Uhr auf www.larouchepac.com !



Wenn die dramatisch zugespitzte Krise
um den Iran nicht umgehend über-

wunden wird, könnte es schon innerhalb
weniger Wochen zu einem Militärschlag der
Bush-Administration oder Israels gegen den
Iran kommen. Aber der Iran ist nicht der
Irak. Es wäre mit massiven Gegenschlägen
zu rechnen. Der Konflikt hätte das Potential,
zu einer strategischen Katastrophe und
einem Zusammenbruch des Weltfinanzsy-
stems zu führen.

Noch läßt sich diese Entwicklung aufhal-
ten – noch ist es möglich, eine diplomatische
Lösung zu finden. Aber nur wenn man ver-
steht, daß diese Krise aus ganz anderen
Gründen als den vordergründigen geschürt
wird. Die Krise um das Nuklearprogramm
des Iran ist manipuliert, aber auch die Eska-
lation der Gewalt nach der Veröffentlichung
der den Propheten Mohammed verunglimp-
fenden Karikaturen wird bewußt inszeniert.

Und bevor nun einige blockierte Zeitge-
nossen erregt aufschreien und uns beschul-
digen, Verschwörungstheorien zu verbrei-
ten, erinnern wir uns lieber daran, wie es
zum Irakkrieg gekommen ist. Wie heute der
Präsident des Iran Achmadinedschad, so
wurde 2002 Saddam Hussein als das große
Monster dargestellt, angeblich mit Massen-
vernichtungswaffen, die innerhalb von 45

Minuten die ganze Welt treffen können, mit
direkten Verbindungen zu Al Qaida usw.
Und heute? Der Irakkrieg ist laut General
Odom (dem ehemaligen Chef des Geheim-
dienstes NSA) zum „größten strategischen
Desaster“ in der Geschichte der USA gewor-
den. Der amerikanische Kongreß untersucht
die Lügen, die von Parallelstrukturen der

Neocons in Umlauf gesetzt wurden, um die
Zustimmung des Kongresses und der inter-
nationalen Gemeinschaft zum Irakkrieg zu
erlangen. Im Kongreß laufen sogar schon
Untersuchungen über ein mögliches Amts-
enthebungsverfahren gegen Bush und Che-
ney.

Das Abendessen 
beim britischen Außenminister

Wenn wir vom „britischen Empire“ reden,
meinen wir nicht das Territorium Großbri-
tanniens, sondern die Kontinuität der inter-
nationalen Finanzkräfte, die ihren Hauptsitz
in der Londoner City haben. Die Rolle der
britischen Regierung ist dennoch keines-

wegs verborgen: Am 30. Januar gab der bri-
tische Außenminister Jack Straw in seinem
Privathaus ein Abendessen für die vier
Außenminister der anderen Ständigen Mit-
glieder des UN-Sicherheitsrates. Straw wuß-
te – ganz in der Tradition des anglo-franzö-
sischen Sykes-Picot-Vertrages handelnd –,
daß Rußland und China gegen eine Überga-
be der Iranfrage von der Internationalen
Atomenergiebehörde (IAEA) an den UN-
Sicherheitsrat sind, weil das der Weg war,
auf dem die USA und Großbritannien beim
Irakkrieg zu ihrer „unilateralen“ Entschei-
dung und zur „Koalition der Willigen“
gekommen waren. Straw schlug die Überga-
be an den Rat vor, US-Außenministerin Con-
doleezza Rice drängte auf eine sofortige
Übergabe, und Straw schlug dann als „Kom-
promiß“ vor, den UN-Sicherheitsrat jetzt nur
„zu informieren“ und ihm den Fall erst nach
dem offiziellen Bericht der IAEA „zu überge-
ben“. Rußland und China ließen sich über-
rumpeln und stimmten dieser Formulierung
zu.

Das Wort „UN-Sicherheitsrat“ reichte hin,
daß Teheran von Präsident Putins Vor-
schlag, das iranische Uran auf russischem
Territorium anreichern zu lassen, wieder
abrückte. Da der iranische Präsident, sei-
nerseits eine Figur auf dem britischen
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Britisches Empire arbeitet mit den alten Tricks!

Irankrise
Einsatz von Atomwaffen gegen Iran würde 
zum globalen asymmetrischen Krieg führen!

BüSo und LaRouche-
Jugendbewegung

warnten bereits im
September 2005

während der
Bundestagswahl vor

Cheneys Irankrieg,
hier vor dem Leipziger

Arbeitsamt.

Von Helga Zepp-LaRouche,
Bundesvorsitzende der BüSo



Schachbrett, schon zuvor aus innenpoliti-
schen Gründen zur Vertilgung Israels von
der Landkarte aufgerufen hatte, bot dies
wiederum für Bush und Cheney den Anlaß,
noch einmal die „militärische Option“
gegen den Iran zu beschwören.

George Shultz und 
die Karikaturen

Gleichzeitig wurde der Konflikt um die den
Propheten Mohammed verunglimpfenden
Karikaturen durch deren Veröffentlichung
in weiteren Ländern hochgekocht, gewis-
sermaßen als dramatische Kulisse für den
kommenden Militärschlag gegen den Iran. 

Unter Islamexperten ist unbestritten, daß
die ursprüngliche Publikation der Karikatu-
ren in der dänischen Zeitung Jyllands-
Posten eine bewußte Provokation war, die
genau den Zweck hatte, diesen „Krieg der
Kulturen“ loszutreten. Und wer sitzt im
Vorstand der von Jyllands-Posten unter-
stützten Denkfabrik CEPOS? Kein anderer
als George Shultz, ehemaliger US-Außenmi-
nister und Graue Eminenz der Neocons –
der Mentor von Cheney, Rumsfeld und Rice.

Die aufflammende Gewalt gegen europäi-
sche Botschaften im Nahen Osten wieder-
um war das Werk weniger hundert Leute.
Nichts ist leichter, als religiösen Fundamen-
talisten ein passendes „rotes Tuch“ hinzu-
halten, und man muß sich nur der Opera-
tionen des britischen Arabien-Büros, des
Glub Pascha und des Sykes-Picot-Vertrages
zu erinnern, um zu verstehen, wie die
Gewalt inszeniert wird. Zu den Manipulier-
ten gehört auch die iranische Regierung,
die glaubt, begrenzte Militärschläge zur
Stärkung ihrer innenpolitischen Position
nutzen zu können. Aus ähnlichen Illusionen
sind schon oft große Kriege entstanden.

Gleichzeitig tauchte bei der Münchener
Sicherheitskonferenz (Wehrkundetagung)
die gleiche Riege der „üblichen Verdächti-
gen“ auf wie 2002 vor dem Irakkrieg –
Rumsfeld, McCain und Lieberman –, und sie
schwangen die gleichen bellikosen Reden
gegen den Iran wie damals gegen den Irak.
Mit dem einzigen Unterschied, daß jetzt
nicht mehr Schröder Kanzler ist, sondern
daß Kanzlerin Merkel ihr Bestes tat, um zu
beweisen, daß sie das Verhältnis zur Bush-
Administration als Priorität betrachtet.

Die Folgen eines Angriffs 
auf den Iran

Das Schachbrett ist für die große Katastro-
phe vorbereitet. Es braucht jetzt nur noch
ein Auslöser hinzuzukommen – z.B. ein Ter-
roranschlag mit „islamischer“ Handschrift
oder auch „nur“ die Entscheidung Tehe-

rans, an einer neuen iranischen Energie-
börse Öl und Gas nicht mehr in Dollars,
sondern anderen Währungen zu handeln –,
und es kann sehr kurzfristig zu Militär-
schlägen gegen den Iran kommen. Der Iran
würde zurückschlagen gegen US- und
NATO-Truppen im Irak, Afghanistan, der
Türkei, gegen Israel, und Israel würde sei-
nerseits Schläge gegen den Iran führen; der
Einsatz von Atomwaffen wäre eher wahr-
scheinlich. Es wäre der Beginn eines asym-
metrischen weltweiten Krieges.

Ein Militärschlag gegen den Iran würde
nicht nur die deutsche Exportwirtschaft
dramatisch treffen, wie einige Zeitungen
bemerken, sondern zu einem Kollaps des
Dollars und damit des Weltfinanzsystems
führen. Es käme automatisch zu Notverord-
nungen und Polizeistaatsmaßnahmen. Die
Masse der Bevölkerung wären die Opfer.
Die Megakartelle und Hedgefonds, die jetzt
bereits den Rohstoff- und Energiemarkt
dominieren, würden ihre Kontrolle festigen.
Der souveräne Nationalstaat, der normaler-
weise das Gemeinwohl verteidigen könnte,
wäre unter dem Vorzeichen der Notstands-
maßnahmen ausgeschaltet: die Globalisie-
rung im Namen des „Kriegs gegen den Ter-
rorismus“ wäre perfekt. 

Schon seit einiger Zeit ist klar, daß das
Weltfinanzsystem unrettbar in die Endpha-
se seines Zusammenbruchs eingetreten ist.
Ist es weit hergeholt, daß die Dirigenten
dieser inszenierten Krise das wissen und
daß sie in einem künstlich gesteuerten
Zusammenbruch die einzige Möglichkeit
sehen, die Kontrolle zu behalten? 

Aufhören, Schachfigur zu sein!

Die Menschheit steht potentiell vor einer
größeren Katastrophe, als es der Erste und
der Zweite Weltkrieg waren, und noch ist es
nicht zu spät, eine diplomatische Lösung zu
finden, wie sie z.B. Präsident Putin für das
zivile Nuklearprogramm des Iran vorge-
schlagen hat. Aber alle Beteiligten – sozusa-
gen alle Figuren auf dem Schachbrett –
müssen aufhören, nur blindlings auf der
Ebene ihrer gefühlsmäßig wahrgenomme-
nen Selbstinteressen zu reagieren. Denn so
sind sie manipuliert und manipulierbar.

Im nachhinein können die Historiker
meist die Komplexität der Ereignisse erfor-
schen, die in eine Katastrophe hineinführ-
ten. Bei der Vorgeschichte des Ersten Welt-
kriegs etwa sind über zwei Jahrzehnte
diplomatischer und geheimdienstlicher
Manipulation zu beachten, bei denen das
britische Empire, das seine geopolitischen
Interessen gefährdet sah, die wichtigste
Rolle spielte. Im Falle des Irakkriegs ist die
Rolle der geheimdienstlichen Manipulation

durch den britischen Dienst MI-6 und das
Büro für Sonderplanung (Office of Special
Plans) im Pentagon jetzt Gegenstand von
Untersuchungen im US-Kongreß, und der
frühere Außenminister Colin Powell nennt
seine Rede vor der UN am 5. Februar 2003
seine „schwärzeste Stunde“, weil er auf die-
se Manipulationen hereingefallen ist.

Machen wir also nicht den Fehler, jetzt
nach allzu einfachen, vordergründigen
Erklärungen für die Irankrise zu suchen. Es
darf keine militärische Option geben. Die
Diplomatie muß eine Lösung finden.

Eine endgültige Lösung kann es aber nur
geben, wenn der wirkliche Grund für diese
Eskalation behoben wird, und das ist die
systemische Krise des Finanzsystems. Die
Welt wird nur sicher sein, wenn von den
USA aus eine neue Finanzarchitektur, ein
neues Bretton-Woods-System in der Traditi-
on von Franklin Roosevelt auf die Tagesord-
nung gesetzt wird. 

Nur wenn wir eine neue, gerechte Welt-
wirtschaftsordnung errichten, die mit allen
Formen des Imperialismus und Kolonialis-
mus aufhört, wie dies Roosevelts Absicht
am Ende des Zweiten Weltkrieges war,
kann es dauerhaften Frieden geben. 

Dafür sollten wir mit dem wahren Ameri-
ka, dem Amerika von Benjamin Franklin,
Alexander Hamilton, John Quincy Adams,
Abraham Lincoln, Franklin Roosevelt und
Martin Luther King, das heute von Lyndon
LaRouche vertreten wird, eine neue atlanti-
sche Allianz aufbauen.

Helfen Sie, dieses Flugblatt 
zu verbreiten!

Rufen Sie uns an!
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Rufen Sie uns an:

BUNDESGESCHÄFTSSTELLE 
Mainz: 06131/23 73 84

LANDESVERBÄNDE
NRW: 0211-733 78 62
Bayern: 089-725 40 11
Hamburg: 0171-8384092
Baden-Württemberg: 0711-6773726
Niedersachsen: 0511- 86 83 27
Sachsen:
Dresden 0351-4278140
Leipzig 0341-2305848
Berlin: 030-802 34 05



Lyndon LaRouche wandte sich am
3. Februar mit einer nachdrücklichen
Warnung an alle, die auf eine baldige
militärische Auseinandersetzung mit
dem Iran drängen, bei der es wahr-
scheinlich auch zum „vorbeugenden“
Einsatz von Kernwaffen käme. 

LaRouche betonte: „Eine Konfrontati-
on mit dem Iran oder selbst ein begrenz-
ter Militärschlag gegen Syrien wäre nur
der ,Zünder’. Die ,Bombe’, die dadurch
gezündet würde, ist die Zerstörung des
ganzen Weltfinanz- und Währungssy-
stems.“

Etliche der Provokateure in der Regie-
rung Bush unter der Führung von Vize-
präsident Dick Cheney, so LaRouche,
hätten keine Ahnung von der „Wäh-
rungsbombe“, die sie zünden würden.
„Bei den um London gruppierten Syn-
archisten, die diese Kraftprobe inszenie-
ren, findet man solche Naivität dagegen
nicht.“ Diese synarchistischen Kreise
gehörten schon seit der Zeit des Sykes-
Picot-Abkommens 1916 und der briti-
schen Unterstützung der Moslem-Bru-
derschaft ab den 20er Jahren zu den
„Strippenziehern“ hinter gewissen isla-
mischen Extremisten – auch im Iran.

Die drohende Konfrontation wäre
„noch schlimmer als der Erste Welt-
krieg, weil das Weltfinanz- und Wäh-
rungssystem schon zerfällt und jede
neue militärische Konfrontation in den
Ölregionen der Welt – insbesondere
wenn dabei ein präventiver Einsatz von
Kernwaffen möglich wird – weltweit
asymmetrischen Krieg, Chaos und ein
neues finsteres Zeitalter auslösen wür-
de. Die Narren in Washington, wie sie
Vizepräsident Cheney verkörpert, haben
keine Ahnung, was sie dabei sind auszu-
lösen. Sie folgen nur blind den Anwei-
sungen von Synarchisten wie George
Shultz.“

LaRouche weiter: „Die Handlungen
von Cheney und Co., die sich für eine
militärische Kraftprobe mit dem Iran
stark machen, können die Vereinigten
Staaten als souveräne Republik zerstö-
ren. So wie auch ihre jüngsten Machen-
schaften im Zusammenhang mit der
Berufung von Samuel Alito an den Ober-
sten Gerichtshof der USA einen großen
Schritt dahin bedeuten, die Verfassung

der Vereinigten Staaten außer Kraft zu
setzen. Solche Taten grenzen an Ver-
rat.“

LaRouche betonte, die synarchisti-
schen Finanzkreise in London folgten
einem alten venezianischen modus ope-
randi: der gezielten Inszenierung von
Konflikten. „In der Geschichte des briti-
schen Empire, das mit der Manipulie-
rung des Siebenjährigen Krieges (1756-
63) entstand, benutzte London stets die
venezianische Methode, in ganz Eurasi-
en Kriege zu steuern, um das britische
Empire vor Herausforderungen durch
kontinentale Rivalen zu schützen. Wenn
Sie die Geschichte studieren, werden Sie
ein immer wiederkehrendes Muster
erkennen: den Siebenjährigen Krieg, die
von der britischen Ostindiengesellschaft
manipulierte Französische Revolution,
die Napoleonischen Kriege, den Krim-
krieg, den britisch manipulierten Ame-
rikanischen Bürgerkrieg, die von den
Briten unterstützte französische Invasi-
on Mexikos, dann den Ersten und Zwei-
ten Weltkrieg, den von Winston Chur-
chill manipulierten Kalte Krieg und den
Indochinakrieg. Die Briten zetteln Krie-
ge an, indem sie zwei Parteien anstiften,
gegeneinander Krieg zu führen.“

Manchmal, so LaRouche weiter, „wie
im Falle des Ersten und Zweiten Welt-
kriegs, beteiligen sich die Briten direkt
und erleiden dabei schwere Verluste;
aber das ist der Preis, den sie dafür
bezahlen, daß sie ihre Rivalen und
andere in Wellen ruinöser Konflikte
manipulieren, aus denen die in London
konzentrierten imperialen Finanziers
früher oder später als Gewinner hervor-
gehen.“

LaRouche schloß: „Derzeit wissen die
Londoner und anderen Finanzkreise,
daß sie, wenn das gegenwärtige Finanz-
und Währungssystem infolge einer neu-
en Konfrontation am Persischen Golf
einbricht, über ihre Hedgefonds-Opera-
tionen in den Offshorezentren einen
großen Teil der Rohstoffe der Welt
beherrschen... [Sie würden] den Besitz
der Rohstoffe und produktiven Kapazi-
täten des Planeten beanspruchen, und
wir würden eine Total-Globalisierung,
eine synarchistische Weltdiktatur erle-
ben.“

Neuauflage 
des „Großen Spiels“ 

Am 4. Februar stimmte der Rat der
Internationalen Atomenergiebehörde
(IAEA) mit 27:3 Stimmen bei fünf Ent-
haltungen dafür, dem UN-Sicherheitsrat
über das Nuklearprogramm des Irans
„Bericht zu erstatten“. Die Blockfreien-
bewegung versuchte noch, die IAEA-
Abstimmung in letzter Minute zu ver-
hindern, doch das wurde durch einen
von der britischen Regierung vorge-
schlagenen „Kompromiß“ vereitelt.

Der Iran hatte zuvor angekündigt, im
Falle einer Überweisung an den UN-
Sicherheitsrat sein Programm zur nuk-
learen Wiederaufbereitung in vollem
Umfang wieder aufzunehmen. Das Pro-
gramm wurde während der beiden Ver-
handlungsjahre mit der „EU-Troika“
stillgelegt und am 10. Januar teilweise
wieder aufgenommen, was den Vor-
wand für die gegenwärtige Konfrontati-
on lieferte.

Die iranische Regierung trug zur
Eskalation bei und widerrief ihre Unter-
stützung für den Vorschlag der russi-
schen Regierung, gemeinsam auf russi-
schem Boden angereicherten Brennstoff
für iranische Kernkraftwerke zu produ-
zieren, womit sichergestellt wäre, daß
der Iran kein waffenfähiges Material für
den Bau einer Atombombe erhält. Der
Sekretär des iranischen Sicherheitsrats,
Ali Laridschani, hatte Ende Januar Mos-
kau besucht und dort Unterstützung für
den Vorschlag signalisiert, doch dies
wurde nach seiner Rückkehr nach
Teheran abrupt zurückgenommen. Hin-
zu kam, daß der Iran sich in den Streit
zwischen Rußland und Georgien über
die Öl- und Gaslieferungen einmischte
und bereiterklärte, Georgiens Energie-
versorgung sicherzustellen, was der
russische Präsident als Affront ansehen
mußte. 

Dieses Vorgehen der iranischen Füh-
rung um Großajatollah Chamenei und
Präsident Ahmadinedschad belegt, daß
sie sich wie die von Shultz gelenkten
Kreise in Washington als Schachfiguren
im Großen Spiel britischer Synarchisten
benutzen lassen. Um zu verstehen, wie
solche venezianischen Intrigen von Lon-
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don aus ablaufen, muß man die
Geschichte kennen (siehe dazu den
Artikel auf Seite 8-9). Früher steuerte
das berüchtigte Arabienbüro des Lon-
doner Außenamtes über britische
„Berater“ und Prokonsule vor Ort isla-
mische Herrscher und ihre radikalen
Gegenspieler, heute wird ein Großteil
der Krise mit Hilfe psychologischer Pro-
file der Schlüsselpersonen und -institu-
tionen auf allen Seiten gelenkt. 

Bei der nächsten Sitzung des IAEA-
Rates am 6. März wird IAEA-Direktor
Mohammed El Baradei seinen Bericht
über das iranische Atomprogramm vor-
legen. Aber die Abstimmung vom
4. Februar stellt so gut wie sicher, daß
der IAEA-Rat unabhängig davon den
UN-Sicherheitsrat zu Maßnahmen ge-
gen den Iran auffordern wird. Diese
können von Sanktionen bis zu militäri-
schen Aktionen reichen.

Nach einigem Hin und Her hat sich
die iranische Führung bereiterklärt, die
Verhandlungen über den russischen
Vorschlag einer gemeinsamen Anrei-
cherungsanlage fortzuführen. Von den
für den 16. Februar angesetzten Ver-
handlungen in Moskau wird nun we-
sentlich abhängen, ob die Eskalation
weitergeht.

Das Abendessen bei 
Jack Straw 

Wie zahlreiche Medien berichteten,
entstand der Beschluß zur Konfrontati-
on über das iranische Atomprogramm
am 30. Januar bei einem Abendessen
im Londoner Haus des britischen
Außenministers Jack Straw mit seinen
Amtskollegen aus den USA, Frankreich,
Rußland, China und Deutschland.
Offenbar gab sich Straw als „Vermitt-
ler“ zwischen den „Extremen“ USA auf
der einen, Rußland und China auf der
anderen Seite. US-Außenministerin
Condoleezza Rice forderte die sofortige
Überweisung der Iranfrage an den
Sicherheitsrat und Sanktionen, Ruß-
land und China dagegen wollten, daß
die IAEA bis März zuständig bleibt,
während Rußland und der Iran mit
Rückendeckung Beijings weiter verhan-
deln. Straws „Kompromiß“ war, daß
der UN-Sicherheitsrat zunächst nur
„informiert“ wird, aber faktisch ist die
Überweisung erfolgt. 

Rice erhält ihre Stichworte von ihren
langjährigen Mentor, George Shultz.
Shultz und der frühere CIA-Direktor
James Woolsey leiten derzeit das
„Komitee für die gegenwärtige Gefahr“,
eine berüchtigte Frontorganisation

anglo-amerikanischer Imperialisten
aus der Zeit des Kalten Krieges. Das
Komitee veröffentlichte am 23. Januar
ein Weißbuch mit folgenden Forderun-
gen: Regimewechsel in Teheran, sofor-
tige Sanktionen der UNO, Embargo
gegen iranische Erdölprodukte, Einbe-
rufung eines internationalen Tribunals
zur Aburteilung von Chamenei und
Ahmadinedschad, systematische offene
und verdeckte Unterstützung für Re-
gimegegner im Iran.

Die jüngsten iranischen Wahlen, bei
denen sich Ahmadinedschad in der
Stichwahl mit 61% gegen seinen Kon-
kurrenten Rafsandschani durchsetzte,
haben den Iran in das „Große Spiel“ der
britischen Synarchisten hineingezogen.
Wie Kenner der internen Machtkämpfe
aus Teheran berichten, kalkulieren die
Revolutionären Garden und Milizen
hinter Ahmadinedschad, daß ein – wie
sie vermuten „begrenzter“ – Militär-
schlag gegen den Iran ihre Macht kon-
solidieren würde.

Die Grundzüge der Kraftprobe zwi-
schen Washington und Teheran stan-
den schon im August 2005 fest. In sei-
ner Erklärung Guns of August – in An-
spielung auf den August 1914 – enthüll-
te LaRouche Cheneys Plan für einen
präemptiven Angriff auf das angebliche
iranische Kernwaffenprogramm. US-
Militärkreise ließen dann Pläne für
Luftangriffe auf den Iran – möglicher-
weise mit „bunkerbrechenden“ Atom-
waffen – an die Öffentlichkeit durch-
sickern. LaRouches Intervention sorgte
damals dafür, daß ein solcher Angriff
während der Sitzungspause des US-
Kongresses nicht stattfand. Heute be-
tont LaRouche, die russisch-iranischen
Verhandlungen am 16. Februar hätten
nur eine Erfolgschance, wenn man
begreift, wie das Große Spiel der Kon-
frontation Washington-Teheran ins-
zeniert wird. 

Jeffrey Steinberg
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Der britische Außenminister Jack Straw ist
ertappt: Er sorgte für die jüngste Eskalation
der Irankrise.
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Am 30. Januar veranstaltete der briti-
sche Außenminister Jack Straw in sei-
ner Londoner Residenz ein Abendessen
für seine Amtskollegen aus den USA,
Frankreich, Rußland und China, und
unter Straws „Vermittlung“ trafen sie
die Entscheidung, das iranische Nukle-
arproblem vor den UN-Sicherheitsrat
zu bringen – was einen entscheidenden
Schritt weiter zu einem baldigen militä-
rischen Vorgehen der USA gegen den
Iran darstellt.

Am Morgen des 1. Februar veröffent-
lichten große Zeitungen in Frankreich,
Deutschland, Spanien, Holland sowie
die britische BBC äußerst provozieren-
de Karikaturen des Propheten Moham-
med. Dies löste in der islamischen Welt
Proteste und gewalttätige Ausschrei-
tungen aus. Die Karikaturen waren
schon ein Vierteljahr vorher, am
30. September 2005, in der dänischen
Tageszeitung Jyllands-Posten erschie-
nen. 

Damals hatte es über die blasphemi-
schen Karikaturen einen Streit zwi-
schen islamfeindlichen Medienvertre-
tern, die sich auf die „Pressefreiheit“ in
Dänemark beriefen, und der dänischen
islamischen Gemeinde sowie einigen
islamischen Ländern gegeben, der sich
aber wieder beruhigt hatte, nachdem
die dänische Regierung und Jyllands-
Posten eine eingeschränkte Entschuldi-
gung ausgesprochen hatten. 

Doch als die Minister bei Straw ver-
handelten, erhielt die Jyllands-Posten
eine telefonische Bombendrohung. Und
nach der internationalen Verbreitung
der Karikaturen am 1. Februar schien
Dänemark das Epizentrum eines globa-
len „Kulturkampfes“ zu sein. In der
gesamten moslemischen Welt kam es zu
Massendemonstrationen, es wurden
dänische Flaggen verbrannt, die Bot-
schaften Schwedens und Dänemarks in
Damaskus und das dänische Konsulat
in Beirut wurden niedergebrannt. Meh-
rere islamische Länder boykottierten
dänische Waren, was die dänische
Wirtschaft hart trifft.

Damit war das passende internationa-
le Umfeld geschaffen worden, in dem
der Gouverneursrat der Internationalen

Atomenergiebehörde (IAEA) am 4. Fe-
bruar entschied, das Iranproblem an
den UN-Sicherheitsrat weiterzuleiten. 

Am 7. Februar meldete sich Michelle
Rasmussen vom Vorstand des däni-
schen Schiller-Instituts in der live im
Internet übertragenen Sendung Sput-
nik der dänischen Tageszeitung Politi-

ken zu Wort und verwies auf das vom
Schiller-Institut verbreitete Flugblatt
mit der Überschrift „Stoppt den Kampf
der Kulturen, der uns permanentes
Chaos und Krieg bescheren wird“. 

Lyndon LaRouche hat gewarnt, die

Iran-Konfrontation sei auf beiden Sei-
ten von britisch-synarchistischen Krei-
sen gesteuert, und deren wichtigster
Akteur in den USA sei Ex-Außenmini-
ster George Shultz – der Mann hinter
Vizepräsident Dick Cheney. Man wird
gleich sehen, daß Shultz auch im Kari-
katurenstreit mitten drinsteckt. 

Jyllands-Posten,
Shultz & Daniel Pipes

Nach den Brandanschlägen auf die
diplomatischen Einrichtungen seines
Landes erklärte Dänemarks Außenmi-
nister Per Stig Moeller: „Es gibt Kräfte,
die einen Kampf der Kulturen wollen.“
Wenn Moeller sich wirklich Sorgen um
diese „Kräfte“ macht, muß er sich nicht
weit umschauen.

Jyllands-Posten, die am 30. Septem-
ber 2005 die zwölf blasphemischen
Karikaturen abdruckte, ist die wichtig-
ste rechte Zeitung Dänemarks, dessen
Eliten traditionell auf Seiten der Briten
stehen und die heute mehrheitlich
treue Verbündete der islamfeindlichen
Neokonservativen sind.

Nach den Anschlägen des 11. Septem-
ber 2001 hielt sich Jyllands-Posten als
einzige Zeitung nicht an den Appell des
damaligen sozialdemokratischen Mini-
sterpräsidenten Paul Nyrup Rasmus-
sen, keine beleidigenden Kommentare
abzudrucken, welche die Anschläge mit
dem „Kampf der Kulturen“ in Zusam-
menhang bringen. Sie schrieb am
20. November 2001 in einem Kommen-
tar, die Angriffe bewiesen, „daß die sen-
sationellen Thesen, die Professor
Samuel Huntington ... in seinem Buch
Kampf der Kulturen vortrug, wahr
sind“. Die „mittelalterlich verdunkelte
Weltsicht“ der islamischen Welt stehe
gegen die „Freiheitsideale des We-
stens“. Jyllands-Posten übernahm Hun-
tingtons These, wegen der höheren
Geburtenrate in den islamischen Län-
dern arbeite die Zeit für den Islam, und
warnte ihre Leser, nicht den „Realisten“
auf den Leim zu gehen, die behaupten,
nur eine Minderheit in der islamischen
Welt seien Fundamentalisten.

Weitergehende politische Verstrickun-
gen von Jyllands-Posten sieht man
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„Globalisierung“ und „Krieg der Kulturen“
haben dieselben Väter, einer davon ist George
Shultz. 1971 war er maßgeblich für Nixons
Aufkündigung des Weltwährungssystems von
Bretton Woods; er ist der „Pate“ der Regierung
von George W. Bush und Arnold Schwar-
zenegger in Kalifornien. Mit Shultz verbindet
man nicht nur das chilenische Modell der
Rentenprivatisierung, als Chef des Committee
on the Present Danger leitet er auch die
Kampagne gegen den Iran. Und im Karikatu-
renkrieg hat er offenbar auch die Hand im
Spiel.

Jyllands-Posten & George Shultz 
Karikaturenkrieg und Eskalation der Irankrise tragen beide

die Handschrift der Neocons.
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auch bei der neuen Denkfabrik CEPOS
(Dänisches Zentrum für politische Stu-
dien), die am 10. März 2005 mit einer
Spende von einer halben Million Kro-
nen (75 000 Euro) aus dem Jyllands-
Posten-Fonds gegründet wurde. CEPOS
folgt dem Vorbild der beiden „Tempel“
der Neokonservativen in Washington,
American Enterprise Institute (AEI) und
Heritage Foundation, sowie dem Adam
Smith Institute und dem Institute of
Economic Affairs, beide in London
ansässig.

Und nun schließt sich der Kreis: Bei-
ratsmitglied und Ehrenmitglied des
Vorstands von CEPOS ist George P.
Shultz höchstpersönlich! Shultz ist der
Leiter des Committee on the Present
Danger und einer der Architekten der
Irankrise. Andere aus dem Beirat kom-
men vom AEI, der Chikagoer Universi-
tät und anderen anglo-amerikanischen
Universitäten und „Denkfabriken“.

Der Kulturredakteur von Jyl-
lands-Posten, Flemming Rose, hat-
te Karikaturisten dazu aufgerufen,
Zeichnungen des Propheten Mo-
hammed anzufertigen, nachdem er
gehört hatte, daß ein anderer Is-
lamgegner, der Schriftsteller Kaare
Bluitgen, keine Illustratoren für ein
Kinderbuch über das Leben des
Propheten gewinnen konnte. Islam-
experten wiesen Rose darauf hin,
daß bildliche Darstellungen des
Propheten im Islam traditionell ver-
boten sind und es daher unange-
messen und beleidigend wäre, sie
zu veröffentlichen. Doch er setzte sich
darüber hinweg und schrieb in einer
Erklärung zur Angekündigung der Ver-
öffentlichung, die Vorbehalte dagegen,
sich über religiöses Empfinden lustig zu
machen, seien weniger wichtig als „der
gefährliche Weg der Selbstzensur“.

Im Oktober 2004 reiste Rose in die
USA und interviewte in Philadelphia
einen der schärfsten Islamkritiker
Amerikas, Daniel Pipes. Pipes ist Direk-
tor und Gründer des Middle East Forum
und der Internetseite Campus Watch,
die den den Ruf hat, Akademiker, die
Israel kritisieren, im Stile der McCar-
thy-Ära einzuschüchtern. Und Pipes ist
Mitglied des Committee of the Present
Danger von George Shultz. Nach der
Rückkehr aus den USA veröffentlichte
Rose ein sehr wohlwollendes Interview
mit Pipes unter der Überschrift „Die
Bedrohung durch den Islam“. 

Als daraufhin im Internet viel über die
Verbindung zwischen Rose und Pipe
geschrieben wurde, erklärte Pipes sich

zum Opfer einer Verschwörungstheorie:
Das Interview habe zwar stattgefunden,
aber mit den Karikaturen habe er
nichts zu tun.

Der Vizedirektor von CEPOS, David
Gress, nannte den Konflikt zwischen
dem Islam und dem Westen einen „neu-
en Kalten Krieg“. Wer nicht auf der Sei-
te von Jyllands-Posten stehe, sei wie
die „Beschwichtiger“ gegenüber der
Sowjetunion, und die Kämpfer in die-
sem neuen „Kulturkrieg“ seien wie die
„Helden“ des Kalten Krieges. Von 2001-
03 war Gress „John-M.-Olin-Professor“
für die Geschichte der Zivilisation an
der Universität Boston. Die Familie Olin
hat über ihre Olin-Stiftung Millionen in
die neokonservative Bewegung in den
USA gesteckt.

Daß Dänemark unversehens zum
Schauplatz eines „Kampfes der Kultu-
ren“ wurde, löste heftige Proteste von
Teilen der dänischen Elite aus. Der ehe-

malige Außenminister Uffe Ellemann-
Jensen nannte die Veröffentlichung der
Zeichnungen einen üblen Trick und for-
derte den Rücktritt des Herausgebers
von Jyllands-Posten Carsten Juste. 

Ellemann-Jensen, der auch Grün-
dungsmitglied von CEPOS ist, unter-
stützte die Erklärung von 22 renom-
mierten dänischen Diplomaten mit
Erfahrungen in islamischen Ländern,
die die Veröffentlichung der Karikatu-
ren verurteilten und die Regierung auf-
forderten, sich mit moslemischen Ver-
tretern zu treffen, um die Krise beizule-
gen.

Auch die Veröffentlichung der Zeich-
nungen in Frankreich und anderen
Ländern zeigt eine deutliche synarchi-
stische Handschrift. So verfügt etwa die
Gruppe „Reporter ohne Grenzen“, die
die Veröffentlichung der Karikaturen
unterstützte, über Verbindungen zu
anglo-amerikanischen und französi-
schen Geheimdiensten. In Frankreich
wird „Reporter ohne Grenzen“ vom Bü-

ro des Staatspräsidenten, dem Außen-
ministerium und großen Unternehmen
finanziert. Von US-Seite erhält sie Zu-
wendungen vom National Endowment
for Democracy (NED) und dem rechten
„Zentrum für ein freies Kuba“. Die
Gruppe arbeitet auch eng mit George
W. Bushs Sondergesandtem Otto Reich
zusammen, der 1983-86 Lateinameri-
ka-Berater des damaligen Außenmini-
sters George Shultz war.

Die andere Seite:
die Moslembruderschaft

Ein hochrangiger europäischer Sicher-
heitsexperte erklärte, die Veröffentli-
chung der Karikaturen in so vielen Län-
dern gleichzeitig sei ganz eindeutig
bewußt gesteuert und habe das Ziel, in
Europa eine Welle der Islamfeindlich-
keit auszulösen. Aber auch die Reaktio-
nen in Südwestasien seien manipuliert.
Dabei bedienten sich die Briten ihres

Einflusses insbesondere auf die Mos-
lembruderschaft, die von Marokko
aus operiert und deren Einfluß bis
Pakistan reicht. In den Medien werde
das Ausmaß der gewalttätigen Aus-
schreitungen in den islamischen Län-
dern übertrieben. So seien an der
Niederbrennung des dänischen Kon-
sulats in Beirut nur etwa 200 Perso-
nen beteiligt gewesen, die offensicht-
lich dazu „beauftragt“ waren. 

Syrien spiele ein gefährliches Spiel,
wenn die Regierung meine, sie könne
auf der Straße Unterstützung gewin-
nen, wenn sie sich selbst an die Spit-

ze der Proteste stellt, bevor die Moslem-
bruderschaft die Krise für eine Destabi-
lisierung nutzt. Auch der Iran riskiere
viel. Er brach die Handelsbeziehungen
mit Dänemark ab, und die Europäische
Union drohte ihrerseits mit Wirtschafts-
sanktionen.

Auch im Gazastreifen spielten die Pro-
teste denjenigen in die Hände, die vor
dem Hintergrund des Hamas-Wahlsie-
ges Unruhen schüren wollen; zumal
verschiedene palästinensische Frak-
tionen gerade zusammen mit der ägyp-
tischen Regierung darauf hinarbeiten,
eine Regierung zu bilden, die nicht von
der finanziellen Unterstützung der EU
abgeschnitten würde.

Michelle Rasmussen, 
Tom Gillesberg, 

Dean Andromidas

Aus: Neue Solidarität Nr. 7/2006
(www.solidaritaet.com)
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1. Die Grundlage eines
staatlichen Kapitalhaushalts

Wie ich in früheren Veröffentlichungen
wie Wernadskij und das Dirichlet-Prin-
zip und Das Prinzip der „Kraft“ darge-
legt habe, gründet eine kompetente
Wirtschaftswissenschaft den Begriff
wirtschaftlichen Wertes, mit dem sie ar-
beitet, nicht auf das Geld an sich, son-
dern auf die naturwissenschaftlichen
Prinzipien von Gottfried Wilhelm Leib-
niz’ physischer Wirtschaftswissen-
schaft. Wenn ich mich in dieser Weise
auf die Prinzipien der physischen Wirt-
schaft statt auf monetaristischen „Frei-
handel“ verlasse, zeigt das den grund-
legenden Unterschied zwischen dem
überlegenen Amerikanischen System
der politischen Ökonomie und den
unterlegenen europäischen Währungs-
systemen; diese beruhen heute noch
auf der anglo-holländischen liberalen
Tradition des 18. Jahrhunderts, daß
private Zentralbanken – wie die Bank
von England, oder, noch schlimmer, die
Europäische Zentralbank – die Wirt-
schaftspolitik der Regierungen regeln.
Die Tollheiten der amerikanischen Fe-
deral Reserve, insbesondere seit den
verheerenden Veränderungen von
1971-81, spiegeln nur den fremden Ein-
fluß des britischen Systems wider.

Die Währungssysteme, die heute mit
den europäischen Zentralbanken ver-
bunden sind, sind Auswüchse des mit-
telalterlichen europäischen Imperialis-
mus – d.h. des ultramontanen Systems
des Finanzimperialismus, wo venezia-
nischer Wucher zusammen mit der
Brachialgewalt der normannischen Rit-
ter herrschte. Die neuzeitliche Variante
dieses feudalen Systems – die sog. „neu-
venezianische“ Tradition der Fraktion
von Paolo Sarpi – bildete die Grundlage
des anglo-holländischen liberalen
Finanzimperialismus, der im 17. Jahr-
hundert emporkam und mit dem Pari-
ser Vertrag von 1763 zur vorherrschen-
den Macht auf der Erde wurde; der Ver-
trag machte Lord Shelburnes Britische
Ostindiengesellschaft zu dieser Welt-
macht. Die Amerikanische Revolution

wurde ausgelöst, als die Bevölkerung in
den englischen Kolonien Nordamerikas
unter Benjamin Franklins Führung ihre
wirtschaftlichen Rechte gegen Londons
Bestreben, die Wirtschaft und die frü-
heren Freiheiten der Kolonisten zu zer-
stören, verteidigte. Dieser entscheiden-
de grundsätzliche Unterschied ist bis
heute geblieben.

Weil Lord Shelburne und seine Genos-
sen von der Britischen Ostindiengesell-
schaft von 1782-1814 die Französische
Revolution in Szene setzten, war unsere
neugegründete amerikanische Republik
ab dem Sommer 1789 von ihren wich-
tigsten europäischen Verbündeten ab-
geschnitten. Eine der Folgen dieser
relativen Isolierung war, daß die wirt-
schaftliche Rolle der Vereinigten Staa-
ten in Welthandel und Weltfinanzen bis
1931 mehr oder weniger stark dem be-
herrschenden Einfluß der imperialen
Bank von England und ihres Goldstan-
dards unterlag. In dem Zeitraum von
1763-1931 konzentrierte sich diese mit
der Londoner City verbundene Welt-
macht immer weniger im Vereinigten
Königreich an sich als in einem multi-
nationalen Syndikat privater Bankiers,
die als Partner wie auch als Konkurren-
ten mit der Bank von England zusam-

menhingen. Der wichtigste Konkurrent
und Partner der Bank von England auf
dem Kontinent saß vor allem in Paris –
eine schleimpilzähnliche Ansammlung
privater Bankiers venezianischer Prä-
gung, die wir heute mit der Bezeich-
nung Synarchistische Internationale
verbinden; sie war der wichtigste Koor-
dinator der faschistischen europäischen
Regierungen von 1922-1945.

Später, mit der Konterrevolution ge-
gen unser Amerikanisches System, die
synarchistische Finanzkreise während
der Amtszeiten der Präsidenten Nixon
und Carter ausführten, gewann in der
amerikanischen Wirtschaft wieder ein
anti-amerikanisches, europäisch-mo-
netaristisches ausgerichtetes Weltfi-
nanzsystem das Sagen. Diese im Grun-
de landesverräterische Unterordnung
unter Währungseinrichtungen und
andere pro-faschistische (sprich: synar-
chistische) Institutionen europäischer
Prägung hat den heutigen Ruin der
amerikanischen Volkswirtschaft zwar
nicht direkt verursacht, hat ihn aber
möglich gemacht.

So war zum Beispiel das System des
„fairen Handels“, das in den 50er und
frühen 60er Jahren in den USA noch als
Maßstab intelligenten Managements
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galt, ein brauchbarer, wenn auch
höchst unvollkommener Ausdruck des
Amerikanischen Systems der politi-
schen Ökonomie. Die bewußte protek-
tionistische Politik unserer Regierung
in den internationalen Handels- und
Wirtschaftsbeziehungen war ein unver-
zichtbarer Bestandteil der Politik des
„fairen Handels“ zum Schutz von Land-
wirten und anderen Unternehmern
sowie der Bundesstaaten und Kommu-
nen, zu denen diese Unternehmer und
ihre Mitarbeiter gehörten.

Unter allen Präsidenten seit Nixon
prägt das traditionell wucherische und
unausgesprochen anti-amerikanische,
anglo-holländisch-liberale „Freihan-
delssystem“ in einer zunehmend radi-
kaleren, pro-synarchistischen Form die
Ausrichtung unserer nationalen und
internationalen Politik. Die Auswirkun-
gen der bewußten Zerstörung des Bret-
ton-Woods-Systems durch die Regie-
rung Nixon haben die Weltwirtschaft
ruiniert. Anschließend setzte die „Brze-
zinski-Regierung“ 1977-81 unmittelbar
die Zerstörung der Binnenwirtschaft in
Gang. Man schützte die unverzichtba-
ren Realkapital-Investitionen von Far-
mern und Mittelstand nicht mehr vor
den Auswirkungen eines erzwungenen
Wettbewerbs mit Sklavenarbeit, insbe-
sondere erzwungener sklavenähnlicher
Arbeit der Bevölkerungsmehrheit in
den Ländern, mit denen wir Handel
trieben.

Wie Henry C. Carey, einer der seiner-
zeit weltweit führenden Wirtschafts-
wissenschaftler, nachwies, hat die Frei-
handelspolitik, die die Briten in der Zeit
nach 1815 vor allem über Londons Ver-
bindungen in die New Yorker Banken
durchsetzten, es erst ermöglicht, daß
das britische Empire den Sklavenhan-
del und dann den Bürgerkrieg in den
USA schüren konnte. Unsere Wirtschaft
erlebte unter Präsident Lincoln ein
explosives Wachstum, weil wir das
System der Sklaverei, das in den voran-
gegangenen Jahrzehnten die Leistung
unserer Wirtschaft zugrunde gerichtet
hatte, in den USA abschafften. Die
Abschaffung der Sklaverei und Einfüh-
rung protektionistischer Maßnahmen,
wie sie eigentlich unserer Verfassungs-
ordnung entsprechen, ermöglichte ein
Wachstum, das zur Folge hatte, daß
man in Japan und in wichtigen Natio-
nen Kontinentaleuropas wesentliche
Bestandteile unseres überlegenen Ame-
rikanischen Systems übernahm.

Aber wie unsere Verfassung vor-
schreibt, liegt unter dem Amerikani-

schen System der politischen Ökono-
mie, das wir in Opposition zu den da-
mals existierenden europäischen Syste-
men einführten, die einzig rechtmäßige
Befugnis zur Ausgabe von Geld bei der
amerikanischen Bundesregierung. Die-
se Besonderheit der Geldpolitik in unse-
rem Regierungssystem geht als prakti-
sche Tradition auf die Massachusetts-
Bay-Kolonie und auf die Vorschriften
von Staatsmännern wie Cotton Mather
und seinem Anhänger Benjamin Frank-
lin zur Schaffung einer Papierwährung
zurück.

Unter unserer Verfassungsordnung –
wenn man ihr denn folgt – ist Geld eine
Form des Kredits, die man nicht als
Wertmaßstab an sich annimmt, son-
dern als Mittel des Umlaufs, etwa im
Handel, einsetzt. Regelsysteme der
Regierung wie Zölle und andere Regu-
lierungen des Handels, der Einsatz von
Staatskredit und die Besteuerung selbst
sorgen unter unserer Verfassung für
eine solide Regierung. Mit den verfüg-
baren Mitteln zur Regulierung wird der
angesetzte Wert der im Umlauf befind-
lichen Güter innerhalb einer Bandbrei-
te preislicher Schwankungen gehalten,
die mit verhältnismäßig stabilen Wer-
ten für Handel und langfristige Investi-
tionen im Einklang steht.

In unserer Geschichte erzielten wir
die besten Wachstumsraten – beson-

ders zur Erholung aus Phasen wirt-
schaftlicher Rezession –, wenn die Bun-
desregierung ihre Befugnis zur Schaf-
fung langfristigen Kredits einsetzte, so
wie dies beispielsweise Präsident
Franklin Roosevelt tat. Damit wurde
eine langfristige produktive Kapitalbil-
dung im staatlichen wie im privaten
Sektor in Gang gesetzt. Das beruhte
maßgeblich darauf, daß die Bundesre-
gierung als Monopol das Recht hatte,
gezielt langfristige Staatsschulden in
Sicherheiten zu verwandeln, wie sie
entsprechende langfristige produktive
Vermögenswerte von Bundesstaaten
und Privatunternehmern liefern. Das
hat uns gestattet, die notwendige Welle
an Kapitalbildung zu erzeugen, mit der
wirtschaftliche Depressionsbedingun-
gen, wie sie heute in den USA vorherr-
schen, überwunden werden können.

Der entscheidende Unterschied be-
steht darin, daß im Amerikanischen
System physische Werte primär sind,
während der daraus abgeleitete Wert,
wie man ihn mit der Verwendung von
Geld als Umlaufmittel im Handelsver-
kehr verbindet, durch regulatorische
Maßnahmen geregelt wird. Das Ameri-
kanische System der politischen Ökono-
mie ist trotz allem der einzig vernünfti-
ge existierende Standard, wie man eine
Realwirtschaft erfolgreich langfristig
aufbaut und leitet – von damals ange-
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fangen bis heute. Der Wirtschafts-
aufschwung der Nachkriegszeit in
Europa, besonders der beispielhafte
Erfolg der Erholung der deutschen
Nachkriegswirtschaft unter dem Bret-
ton-Woods-System in den ersten beiden
Jahrzehnten nach dem Krieg, ist
typisch für dieses Prinzip des Amerika-
nischen Systems. Ohne die Wiederbele-
bung dieser bewährten Prinzipien des
Amerikanischen Systems der politi-
schen Ökonomie gibt es keine Möglich-
keit, dem allgemeinen Wirtschafts-
zusammenbruch, von dem die Erde
jetzt bedroht ist, zu entkommen.

Unter diesem Amerikanischen System
wird der Wert des Geldes so reguliert,
daß es in der Praxis seines Umlaufs
nicht irgendeinem nominellen Geld-
wert, sondern der Wirklichkeit relativer
physischer Werte entspricht. Ein so
bestimmter Wert mißt sich als realer
Wert pro Kopf und pro Quadratkilome-
ter, bezogen auf die Gesamtfläche einer
Nation bzw. der ganzen Erde. Um dazu
beizutragen, ist ein stabiles Währungs-
system vonnöten, bzw. ein Verbund sou-
veräner nationaler Währungssysteme,
in denen der Wert, der dem Geld zuzu-
ordnen ist, so stabilisiert wird, daß er
mit den Erfordernissen des langfristi-
gen Trends für entsprechende physi-
sche Werte annähernd übereinstimmt.

Ich benutze den Begriff „physischer
Wert“ nicht in dem derzeit gängigen
groben Sinne der Reduktionisten. Ich
meine damit, daß der einzig sachgemä-
ße Maßstab für Wert der ist, den man
als physische Wirkung mißt, die ent-
steht, wenn durch die Anwendung vom
Menschen entdeckter, relativ höherer
Prinzipien physischer Kraft die
menschlichen Lebensbedingungen und
Arbeitsmethoden verbessert werden.
Diese Wirkung mißt man durch die
Berechnung des Anstiegs der potentiel-
len relativen Bevölkerungsdichte der
Volkswirtschaft. Dieses Potential muß
man, wie Leibniz es tat, als dynami-
sches Ganzes messen, nicht in der wis-
senschaftlich untauglichen Art der Car-
tesianer.

Man betrachte die Herausforderung,
vor der die praktisch finanziell bankrot-
ten Volkswirtschaften der USA und
Europas heute stehen, in diesem Licht.
Dann stelle man sich die Frage: Wie
erstellt und erhält man auf kompetente
Weise einen staatlichen Kapitalhaus-
halt – im Gegensatz zu einem albernen
Gemansche, das kurz- und langfristige
Bilanzen unterschiedslos in einem ein-
zigen Haushalt bunt zusammenwürfelt?

Ein Haushalt, wie man ihn in Amerika
von Bush senior und junior her kennt,
dessen Resultat nahelegt, daß er aus
unausgeglichenen Köpfen stammt, darf
es nicht sein!

Langfristige 
Kapitalinvestitionen

Etwa die Hälfte des Jahresprodukts
einer gesunden Volkswirtschaft sollte in
Kapitalinvestitionen und verwandten
Ausgaben für Schaffung und Erhalt
langfristiger physischer Verbesserun-
gen in dem – im weiteren Sinne – öffent-
lichen Sektor der Gesamtwirtschaft auf-
gehen. Im Amerikanischen System der
politischen Ökonomie finden diese Inve-
stitionen in den öffentlichen Sektor in
Arbeitsteilung zwischen Bundes-, Lan-
des-, Bezirksregierungen und Kommu-
nen statt. Obwohl einige dieser öffentli-
chen Ausgaben durch private Beteili-
gungen laufen oder in sie übergehen –
z.B. in Form von Anleihen eines regu-
lierten öffentlichen Versorgungsbe-
triebs –, liegt die Verantwortung für die
öffentliche Infrastruktur als Ganzes bei
unserem System konstitutioneller Re-
gierung, so wie unser erster Finanzmi-
nister Alexander Hamilton diese Ab-
sicht für die Entwicklung der Gesamt-
wirtschaft insbesondere in seinem Be-
richt an den Kongreß Über die Manu-
fakturen von 1791 dargelegt hat. 

Ein einfacher Jahreshaushalt der Re-
gierung kann diesem Bereich der Ge-
samtwirtschaft nicht gerecht werden.
Typisch für die wesentlichste Art von
Investitionen in einer Wirtschaft heute
ist die Vorstellung der Zeitspanne eines
Vierteljahrhunderts von der Empfäng-
nis eines neuen Menschen bis zu seiner
Erwachsenenreife als Universitätsab-
solvent mit Fachausbildung. Für die
meisten großen öffentlichen Investitio-
nen dieser unverzichtbaren langfristi-
gen Art ist ein Zeitraum von einem vier-
tel bis halben Jahrhundert physischer
„Lebensdauer“, also über zwei Genera-
tionen, typisch. 

Investitionshaushalte kompetenter
Regierungen müssen also genau wie die
gut geführter privater Unternehmen
von der entscheidenden Kategorie der
langfristigen Ausgaben für Anschaffung
und Erhalt solcher wesentlichen physi-
schen Investitionen geprägt sein. 

Daher beruht unser Amerikanisches
System der politischen Ökonomie, an-
ders als die in Europa noch vorherr-
schenden Systeme, laut unserer Verfas-
sung nicht auf einem System einer sog.
„unabhängigen Zentralbank“, das ein

bloßes Geldsystem darstellt; unsere
Verfassung fordert vielmehr ein Mono-
pol der Bundesregierung auf staatliche
Kreditschöpfung und die Steuerung
eines Systems von Nationalkredit. Wenn
unser verfassungsmäßiges System des
Nationalkredits wirksam geschützt
wird, setzt die Bundesregierung Geld in
Form von Kredit in Umlauf, um das
Niveau nützlicher Beschäftigung zu hal-
ten, u.a. indem sie lebenswichtiges
Investivkapital in Form von Kredit für
die grundlegende wirtschaftliche Infra-
struktur bereitstellt. Kenner unseres
Amerikanischen Systems werden heute
darauf bestehen, einen großen Teil des
jährlichen Anlage staatlichen Kredits in
die nützliche Entwicklung langfristiger
Verbesserungen grundlegender wirt-
schaftlicher Infrastruktur und ähnliche
Investitionen geeigneter Privatunter-
nehmen zu lenken.

Das wichtigste wirtschaftliche Ele-
ment des Amerikanischen Systems ist
also die Rolle des Staatskredits, der
Investitionen in Entwicklung und Erhalt
wesentlicher öffentlicher Bereiche der
grundlegenden nationalen wirtschaftli-
chen Infrastruktur fördert und gleich-
zeitig langfristige Investitionen in priva-
te unternehmerische Aktivitäten, die im
allgemeinen Interesse liegen, unter-
stützt. Diese Handlungsweise beruht
auf dem grundlegenden Verfassungs-
prinzip unseres Regierungssystems,
demzufolge die Schaffung und Ausgabe
gültiger Währung ein Monopol der Bun-
desregierung ist. Das trifft auch dann
zu, wenn wie während Roosevelts Prä-
sidentschaft Instrumente wie die Re-
construction Finance Corporation (RFC)
dafür eingesetzt wurden. Franklin Roo-
sevelts Regierung und die verwandten
Wissenschaftsmotor-Programme der
„Nach-Sputnik-Ära“ unter Eisenhower
und Kennedys Projekt der bemannten
Mondlandung sind beispielhaft.

Der größte Teil dieser verschiedenen
staatlichen und privaten Kapitalinvesti-
tionen hat eine lange Laufzeit von bis zu
einem Vierteljahrhundert und länger.
Die Schöpfung von in Währung ausge-
gebenem Staatskredit stellt also eine
Verschuldung dar, von der wie gesagt
ein großer Teil langfristig ist. Solange
diese finanziellen Verpflichtungen nicht
auf einen Zeitpunkt nach der nutzbrin-
genden physischen Lebensdauer der
Kapitalinvestition aufgeschoben wer-
den, wird diese Schuld wahrscheinlich
ihren Wert und Nutzen behalten. Des-
halb wäre und ist es praktisch idiotisch,
so zu tun, als sei eine solche staatliche
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Kreditschöpfung die Ursache eines un-
ausgeglichenen laufenden Staatshaus-
haltes. Das gegenwärtige europäische
Währungssystem führt uns im Extrem
vor Augen, wie närrisch es ist, langfri-
stige Kapitalinvestitionen genauso zu
behandeln wie laufende Kosten. Wenn
der gesamtwirtschaftliche Ausstoß
unter dem Niveau liegt, das die Nation
braucht, ist es tatsächlich verantwor-
tungslos und grenzt an Wahnsinn, lang-
fristige Kapitalinvestitionen wie kurz-
fristige Verpflichtungen zu behandeln,
wie wir es unter dem fehlgeleiteten
Präsidenten George W. Bush jun. mei-
stens getan haben. Entsprechend sahen
die bisherigen Resultate seiner Regie-
rung aus, mit schmerzhaftesten Folgen
für die ganze Nation. Die USA haben
unter Bush in extremer Weise unbe-
zahlte Zahlungsbilanzverpflichtungen
gegenüber dem Ausland zur Finanzie-
rung einer langfristigen Verschuldung
des laufenden Staatshaushalts benutzt,
während gleichzeitig praktisch alle
langfristigen produktiven Kapitalinve-
stitionen in den USA selbst abgewürgt
wurden.

Gegenwärtig arbeiten alle Volkswirt-
schaften in Nordamerika und Europa
realwirtschaftlich weit unterhalb der
Gewinnschwelle. Unsere privaten Ban-
kensysteme sind im allgemeinen völlig
bankrott. Nur die Schaffung von ange-
messen eingesetztem, langfristigen
Staatskredit kann uns noch vor einer
großen, weltweiten finanziellen und
wirtschaftlichen Katastrophe bewah-
ren. Ansonsten haben die Bedingungen,
die seit dem US-Börsenkrach im Okto-
ber 1987 durch immer wahnwitzigere
Methoden der „John Law“-Tradition
reiner Spielschulden in Form der sog.
Finanzderivate geschaffen wurden,
zusammen mit der zunehmenden Glo-
balisierung mittlerweile dazu geführt,

daß die Lage für einen weltweiten ket-
tenreaktionsartigen Zusammenbruch
reif ist, dessen Auswirkungen dem Fin-
steren Zeitalter im Europa des 14.
Jahrhunderts vergleichbar wären.

Daher müssen wir gängige Vorstellun-
gen wie den „ausgeglichenen Staats-
haushalt“ entweder als Ausgeburt un-
ausgeglichener Gehirne behandeln
oder als wohlbedachtes Vorgehen von
Feinden, die uns bewegen wollen, unse-
ren eigenen Untergang herbeizuführen.

Es ist höchste Zeit, mit monetaristi-
schen Dogmen wie dem Aberglauben
an „Freihandel“ und „Globalisierung“
aufzuhören.

Schluß mit 
dem „Flohmarkt“!

Joan Robinson hat sich einmal über den
albernen Professor Milton Friedman
lustig gemacht mit der treffenden Be-
merkung, er sei der Ökonom des Aber-
glaubens post hoc, ergo propter hoc.
Der armselige Geist Friedman bekannte
sich des öfteren als Anhänger des gro-
ben Plagiators von Bernard Mandeville,
Adam Smith, jenes Smith, der auch
ohne den geringsten Rest von Ehrgefühl
genauso frech bei den Physiokraten Dr.
François Quesnay und A.R.J. Turgot
abschrieb. Die Tatsache, daß Quesnay
und Turgot selbst Schurken waren, ver-
bessert das Urteil über den verlogenen
Piraten Smith, diesen sog. Professor der
Moralphilosophie, auch nicht gerade.
Friedman bekannte sich auch als
Anhänger der Sekte des berüchtigten
Bernard Mandeville, des Familiengöt-
zen der heutigen Anhänger der Mont-
Pèlerin-Gesellschaft. So hat Friedman
behauptet, das Gemeinwohl erfordere
es, privaten Lastern wie Prostitution,
illegalem Drogenhandel und Glücks-
spiel völlige Freiheit einzuräumen –
genauso wie es Mandeville forderte.

Es mag Friedmans begrenzt entwik-
kelte geistige Fähigkeiten übersteigen,
zu erkennen, daß das eigentliche
System, dem er folgt, von einem ande-
ren, wahrhaft diabolischen Schurken
mit ganz eigenen kriminellen Fähigkei-
ten herrührt: dem einstigen Leiter des
„Geheimkomitees“ im britischen Außen-
ministerium, Jeremy Bentham, der viele
Übel in die Welt setzte – so die Rechtfer-
tigung des Wuchers und das utilitaristi-
sche Dogma, das bei den heute übli-
chen, verdorbenen und inkompetenten
wirtschaftswissenschaftlichen Lehren,
die man Leichtgläubigen an den Univer-
sitäten beibringt, vorherrscht.

Wer über diese Fragen wissenschaft-
lich nachdenken kann, der findet in der
Wirtschaftsgeschichte immer wieder
den Beweis, daß es im freien Geldum-
lauf kein Prinzip gibt, das für irgendet-
was einen angemessenen relativen Preis
angeben kann. Wie die führenden Köpfe
der Haileybury-Schule Karl Marx bei-
brachten, rühren Zyklen von „Auf- und
Abschwung“ – allerdings nicht in Zehn-
jahres-Intervallen – daher, daß Preis
und realwirtschaftlicher Wert langfristig
nicht übereinstimmen. Es hat sich im-
mer erwiesen, daß Regierungen sich auf
allerlei Regulierungen im Außen- und
Binnenhandel verlassen müssen, um zu
verhindern, daß ziemlich anarchistische
Bewegungen von Preis und Kredit zu
einem neuen zyklischen Ausbruch von
Wirtschaftskatastrophen führten. Zu
den Aufgaben der Regulierung gehört
es, nützliche langfristige Kapitalbildung
und Investitionen in die Entdeckung gül-
tiger Naturprinzipien vor den Verwü-
stungen einer spekulativen „Freihan-
dels-“Marktwirtschaft zu schützen. Frü-
her nannte man diese Politik des Protek-
tionismus „fairen Handel“, im Gegen-
satz zu einem immer ruinösen System
von „Freihandel“. Statt vom „freien
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Markt“ sollte man besser vom „Floh-
markt“ reden, auf dem heute sogar
Schrott vertrieben wird, den manche
frech „moderne Kunst“ nennen. 

Mit dem unter Präsident Franklin
Roosevelt begonnenen Regulierungssy-
stem, das bis 1971-72 beibehalten wur-
de, ließen sich krisenhafte Bewegungen
unter Kontrolle bringen, so daß eine
Depression der Volkswirtschaft verhin-
dert werden konnte. In dem Augen-
blick, als unsere törichten Regierungen
ab 1969-72 diese Regulierungsmecha-
nismen aufhoben, begann eine Folge
unheilvoller Krisen wie die vom Okto-
ber 1987, eine Art Wiederholung der
Hoover-Depression von 1929. Nach
dem Oktober 1987 fügte man dem
Repertoire neue Methoden hinzu, aber
diese bewirkten nur, daß wir die Gefahr
eines Hoover-artigen Einbruchs, wie sie
1987 bestand, inzwischen gegen die
Gefahr einer allgemeinen Zusammen-
bruchskrise in der Größenordnung
eines Finsteren Zeitalters wie in Euro-
pa in der Mitte des 14. Jahrhunderts
eingetauscht haben. Gäbe es nicht
immer noch die Option, das System von
Freihandel und Globalisierung abzu-
schaffen, wäre damit in kurzer Zeit das
Schicksal der weltweiten Zivilisation
besiegelt. Doch angemessene regulie-
rende Maßnahmen in der Art des Ame-
rikanischen Systems können selbst zu
diesem fortgeschrittenen Zeitpunkt der
Welt noch einen Ausweg aus der lau-
ernden Katastrophe liefern.

Wenn man über Prinzipien des Regie-
rens spricht, sollte man in einem Atem-
zug über zwei Dinge gleichzeitig reden.
Einerseits geht es um Prinzipien mit
der Assoziation universeller wissen-
schaftlicher Prinzipien; gleichzeitig
meinen wir damit auch prinzipielle Ent-
scheidungen von Regierungen – eine
Politik als Annäherung an wissen-
schaftsartige Prinzipien, die unter den
gegebenen Bedingungen politisch
erreichbar sind. Präsident Franklin
Roosevelts Reformen, die uns vor den
ruinösen Auswirkungen der Regierun-
gen Coolidge und Hoover retteten,
waren solche Annäherungen, wie sein
Vorgehen mit der Reconstruction
Finance Corporation (RFC) zeigt. Wenn
man sich für eine Annäherung ent-
scheiden muß, besteht die Gefahr dar-
in, daß Regierungen die eigentlichen
Prinzipien, deren Wirkungen sie sich
annähern wollen, oft aus den Augen
verlieren. So führte etwa der sophisti-
sche Niedergang Athen in den selbst-
verschuldeten Ruin des Peloponnesi-

schen Kriegs. Und auch wir haben die
vergleichbaren Folgen einer prinzipien-
losen Diktatur des Sophismus in Form
der Existentialisten des „Kongresses
für Kulturelle Freiheit“ mit ihrem Haß
auf die Wahrheit erfahren: etwa den
langen Krieg der USA in Indochina und
die Zerstörung der amerikanischen
Wirtschaft unter dem Diktat der radi-
kalen Sophistereien der Regierung
Nixon und dem Regime von Zbigniew
Brzezinskis Trilateraler Kommission
1977-81.

Um noch einmal einen bereits er-
wähnten Punkt zu betonen: Einer der
schlimmsten Flüche, den die Vereinig-
ten Staaten ihrer Volkswirtschaft in den
letzten Jahrzehnten auferlegt haben,
war der Versuch, die Regierungsbefug-
nis zur Kreditschöpfung in das Prokru-
stesbett eines jährlichen „ausgegliche-
nen Regierungshaushalts“ zu zwängen.
Dieser Sophismus des „ausgeglichenen
Haushalts“ hatte in Verbindung mit den
Auswirkungen eines Systems freier
Wechselkurse eine vergleichbare Wir-
kung auf die amerikanische Volkswirt-
schaft wie Attila und Dschingis Khan,
als sie bedeutende Teile Europas über-
rannten.

Die Welt befindet sich gegenwärtig in
einem Zustand, in dem das heutige
Weltfinanzsystem mehr als bankrott ist
und die Regierung Bush junior so tut,
als errichte sie ein Weltreich, während
sie in Wirklichkeit nichts anders tut als
sich selbst eine tiefe Grube zu graben.
Wie den imperialen Belsazar muß man
die Dummheit der Bush-Regierung an
ihrer „Schmittlerianischen“ Überheb-
lichkeit bemessen. (Carl Schmitt, der
„Kronjurist“ der Nazis, war der Autor
der Politik, unter der Hitler diktatori-
sche Vollmachten erhielt, nachdem
Hermann Göring den Reichstag ange-
zündet hatte. Dieses „Führerprinzip“ ist
derzeit auch die erklärte Politik der
Federalist Society, von Präsident Bush
und Vizepräsident Cheney).

Diese Regierung Bush hat die Verei-
nigten Staaten in einem Grade ruiniert,
daß unserer Volkswirtschaft bald nicht
nur in eine tiefe Depression, sondern
ein Systemzusammenbruch bevorsteht,
wenn wir nicht mehr oder weniger
augenblicklich den Kurs in der Wirt-
schafts- und Finanzpolitik wechseln.
Die Gefahr eines plötzlichen Platzens
der hypothekengestützten Wertpapier-
blasen in den USA, Großbritannien und
anderswo ist nur ein typisches Beispiel
dafür, daß die Sprengkraft im gesamten
von Finanzderivaten verseuchten Wäh-

rungs- und Finanzsystem inzwischen
schon „Wasserstoffbomben“ entspricht.

Die in sich hyperinflationäre Welle,
die sich in dem gegenwärtig weltweit
beherrschenden Einfluß der spekulati-
ven Finanzderivate ausdrückt, bedeu-
tet, daß das augenblickliche Welfinanz-
system am Rande der Selbstauslö-
schung hockt, wenn wir jetzt nicht ent-
schieden handeln, das Wirtschaftssy-
stem in den USA einer radikalen Reor-
ganisation unterziehen und zu der Tra-
dition zurückkehren, öffentlichen Kre-
dit für erfolgreiche Programme zur
Schaffung wirtschaftlichen Wohlstan-
des in den Mittelpunkt zu stellen, so wie
1933, 1958 und 1961-63 unter den
Regierungen Roosevelt, Eisenhower
und Kennedy.

Leider sind gegenwärtig unter den
maßgeblichen Nationen der Welt nur
die Vereinigten Saaten in der Lage, die
dringend benötigte Reform ihres eige-
nen und des internationalen Wäh-
rungssystems zu beginnen. Unser
besonderer Vorteil ist dabei ein Erbe,
das historisch von unserer 1787-89
geschaffenen, einzigartigen Verfas-
sungsordnung bestimmt ist – ganz
besonders, daß die Verfassung das, was
heute leider immer noch der vorherr-
schende europäische Stil von Zentral-
banken und verwandter Politik ist, aus-
drücklich zurückweist. Deshalb müssen
wir die Gelegenheit, die sich mit dem
Bankrott unseres heutigen Federal-
Reserve-System bietet, nicht nur dazu
nutzen, uns selbst vor dem Chaos zu
retten – wir müssen auch den Bedarf an
damit einhergehenden Reformen unter
den führenden Nationen der amerika-
nischen Hemisphäre und Eurasiens
decken. Unsere Verfassung liefert uns
ausdrücklich die Möglichkeit, eine sol-
che, dringend notwendige weltweite
Wirtschaftsreform herbeizuführen –
aber daß wir diese Vorgaben unserer
Verfassung auch in die Wirklichkeit
umsetzen können, beruht darauf, daß
dieses Verfassungsprinzip, wenn auch
zugegebenermaßen gegenwärtig unbe-
wußt, wie ein schlummernder Vulkan
mitten in der lebendig wirkenden Ge-
schichte der Nation sitzt. Meine Aufga-
be besteht hier u.a. darin, den Bürgern
Amerikas diese Kräfte, die unserem
nationalen Erbe innewohnen, wieder
ins Bewußtsein zu rufen.

Der Text stammt aus einer längeren Schrift von
Lyndon LaRouche, „Defizite als Kapitalgewinne:
Wie man Kapital für einen Aufschwung schafft“,
die demnächst in der Wochenzeitung Neue Soli-
darität erscheinen wird.
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K ein denkender Amerikaner wird
die Ereignisse von 1989-1991 je

vergessen. Sie, die Leipziger, führten
den Sturz der „perfektesten Diktatur,
die je geschaffen wurde“, herbei. Sie
erschossen niemanden und bedroh-
ten niemanden. Sie sangen und stan-
den friedlich auf, um deutlich zu
machen, daß Hoffnung stärker ist als
Angst. Ihnen gelang die erstaunlich-
ste Leistung des 20. Jh. 

Aber Sie haben auch entdeckt, daß sie sich zu einem Zeitpunkt der äußeren Welt anschlossen, als diese äußere Welt
gerade von einem Wahn erfaßt worden war, der manchmal als anglo-holländischer Liberalismus bezeichnet wird und
den katastrophalen Verfall der führenden Industrienationen wie der Vereinigten Staaten und auch Deutschlands selbst
herbeigeführt hat. Sie sind aus ihrem Rettungsboot in ein großes Schiff umgestiegen und stellten fest, daß dieses gro-
ße Schiff dabei ist, zu sinken. Nun droht eine mögliche Weltdiktatur am leider nicht sehr weit entfernten Horizont.

Wir, die in Ihrer Schwesterstadt Houston mit Lyndon und Helga LaRouche zusammenarbeiten, um anstelle des
gescheiterten Zeitgeists Lösungen zu setzen, fordern Sie auf, Ihre Erfahrungen zu nutzen, um den Wahnsinn zu been-
den. Wir fordern Sie auf, Karsten Werner im Wahlkampf für das Amt des Leipziger Oberbürgermeisters zu unterstüt-
zen.

Besonders gefällt uns Houstonern Karsten Werners Kampagne für die Schließung der Europäischen Energiebörse
(EEX). In Houston haben wir am eigenen Leib erlebt, wie Finanziers die industrielle Grundlage zerstörten und einen
unregulierten Energiemarkt schufen. Wir könnten eine lange Liste verheerender Wirkungen aufzählen, was hier jedoch
zu weit führen würde. 

Als uns der Thomanerchor besuchte, haben wir gesehen: Wenn die Leipziger singen, dann hören die Menschen zu.
Wenn Sie Karsten Werner wählen, wird die Welt zuhören — und vielleicht sogar singen lernen!

Unterzeichnet von folgenden Mitgliedern des Vorstands der Demokratischen Partei in Harris County (Houston, Texas):
Philip Butcher (ehem.), Michael Carr, Dennis Daulton, Debra Jambor (ehem.), John Jambor (ehem.), Elizabeth Jennings
(ehem.), Joseph Jennings, Michael Maddi, LaKeisha Rogers (ehem.) und Susan Schlanger (ehem.).
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Die Raumfahrt in Europa und Deutschland wird stiefmütterlich behandelt. Es fehlen nicht nur finanzielle Mittel, sondern vor allem konkrete Visione
für die Zukunft. Solange sich die europäische Raumfahrt wesentlich auf kommerzielle Satellitenprojekte beschränkt, wird sie keinen neuen Innovations

auslösen. Dazu müssen wir das neue Jahrhundert zum Jahrhundert der bemannten Raumfahrt machen und wieder bemannte Missionen 
zum Mond und später zum Mars ins Auge fassen.

Raumfahrt in Europa: Wo bleiben die Visionen
Nicht erst seit der letzten ESA-

Ministerratskonferenz im
Dezember in Berlin gehen

die Meinungen über den Sinn und
die Strategie der europäischen
Raumfahrt auseinander. Betrachten
wir die gegenwärtige Lage und Stra-
tegie der europäischen Raumfahrt.

Die ESA setzt mit einer Initiative
auf die Nutzung des eigenen Träger-
programms mit Ariane 5, Vega und
Sojus durch die europäischen Satelli-
ten- und Sondenprojekte. Der russi-
sche Vorschlag, bei der Entwicklung
des künftigen bemannten Raum-
flugzeugs Kliper mitzumachen, wur-
de vorläufig abgelehnt.

Ariane
Ariane 5, Europas „Schwerlastrake-
te“, deren Programme von Deutsch-
land im Schnitt mit 15% Anteil ge-
zeichnet wurden, ist zur teuersten
und langsamsten Trägerentwicklung
der Raumfahrtgeschichte geworden.

Als man mit der Ariane 4 über drei-
viertel aller kommerziellen Nutzla-
sten transportierte und gleichzeitig
Geld verdiente, wollte man mehr
Gewinn. Das Ziel war die Verdoppe-
lung der Nutzlast bei gleichen Start-
kosten, und die Lösung sollte ein
möglichst einfacher großer Träger
sein. Die vielen Fehler und Fehlein-
schätzungen bei der Ariane 5 hier al-
le aufzuzählen, würde den Rahmen
sprengen, aber zu erwähnen sind:

• fehlende Weitsicht auf zukünfti-
ge Erfordernisse,

• mangelnde Modularität des Trä-
gersystems: Die Zahl schwerer, im-
mer zuverlässigerer Satelliten im ge-
ostationären Orbit wird nicht belie-

big zunehmen, und die wachsende
Konkurrenz auf dem Trägermarkt
war auch schon vor einiger Zeit ab-
sehbar. Ein ballistischer Träger fliegt
aber nur rentabel, wenn ausreichen-
de Flugzahlen eine kontinuierliche
Produktion ermöglichen.

• oder z.B. die zwar gerecht klin-
gende, aber für die Zuverlässigkeit
der Komponenten sehr schlechte
Vergabeweise der ESA-Aufträge: Da
es in Europa keinen schwächeren
Partner geben darf, wurden die Auf-
träge beispielsweise für Triebwerks-
komponenten nach dem Verteiler-
schlüssel, aber nicht entsprechend
den Kompetenzen vergeben. Ein
derart hochintegriertes Bauteil wie
ein Raketenmotor verliert so auto-
matisch an Zuverlässigkeit und Lei-
stung.

Der größte Fehler aber war die
„komplette“ Verschrottung der Aria-
ne-4-Produktionskapazitäten. Damit
sollten alle Zweifel an Ariane 5 end-
gültig beseitigt werden. Europa hat
jetzt keine Alternative. Ariane 5 wird
noch einige Zeit mit Subventionen
weiter fliegen. Wie aber sollen zu-
sätzliche Gelder zumindest dieses
Konzept verbessern können?

Vega
Der neue kleine Träger Vega ist eine
Entwicklung mehrerer ESA-Staaten,
ohne Beteiligung Deutschlands. In-
direkt wird das Projekt allerdings
über das Wissenschaftsprogramm
auch von Deutschland mitfinan-
ziert.

Vega soll ab 2008 Satelliten mit ei-
nem Gewicht von bis zu 2500 Kilo-
gramm in erdnahe Umlaufbahnen

bringen. Vega wird dann
mit konventioneller
Technik einen kleinen
Markt bedienen.

Daß Deutschland die-
sem Vega-Projekt bisher
skeptisch gegenüber
steht, hat auch einen
guten Grund namens
Rockot. Rockot (Eurockot)
entstand in deutsch-rus-
sischer Kooperation aus
der russischen Interkon-
tinentalrakete SS-19 und
der wiederzündbaren,
ebenfalls russischen
Oberstufe Breeze. Vor-
handene Ressourcen
konnten so zu einem
wirtschaftlichen kleinen
Träger kombiniert wer-
den. Macht die Entschei-
dung der ESA in dieser
Frage Sinn?

Sojus
Das russische Trägersy-
stem Sojus ist eines der äl-
testen und am häufigsten
eingesetzten Raumtrans-
portsysteme der Welt. Bei
den Trägern der Sojus-Fa-
milie handelt es sich um ein Trans-
portsystem mittlerer Nutzlastkapazi-
tät, das als Ergänzung zur Ariane 5
gedacht ist.

Bisher war die Nutzung von Sojus
nur von Baikonur in Kasachstan aus
möglich. Ab 2008 soll Sojus von
Französisch-Guayana aus starten.
Derzeit werden in Kourou die ent-
sprechenden Startanlagen gebaut
(von Kourou starten auch die Ariane-

Raketen). Sojus ist auch als Perso-
nentransportsystem bekannt, hier
aber zur Zeit nur für unbemannten
automatischen Transport gedacht.

Die deutsche Beteiligung
Deutschland setzt mit seinem Bud-
get Schwerpunkte beim europäi-
schen Raumerkundungsprogramm
Aurora mit der europäischen Mars-

sonde ExoMars mit 86 Mio
wie dem globalen Beobach
gramm für Umwelt und S
GMES mit 62 Mio. Euro. L
rantiert der größte finanzie
wie bei GMES mit 31% ab
wegs die Systemführung,
bleiben hier derzeit nur Ko
ten für den heimischen 
übrig. Obwohl weiter zwe
Beitragszahler der ESA 
nichts Schlechtes), konnte
land auch keinen der Verw
standorte des Navigationss
programms Galileo erha
bleibt ein Kontrollzentrum
pfaffenhofen.

Bemannte Raumfa
Was fällt auf? Von der Ent
neuer wiederverwendbarer
steme oder gar vom eig
ropäischen Zugang zum W
ist kaum etwas zu vernehm
Konzepte haben aber für
ropäische Raumfahrt in 
kunft, ja schon heute eine 
deutung.

Denken wir an die eu
Beteiligung an der intern
bemannten Raumstation 
wesentlicher Beitrag der E
Labormodul Columbus: e
zwecklabor für umfassen
schung unter Schwerelos
Materialwissenschaften, an
keiten, in Lebenswissensch
wie für die Technologieentw
Die industrielle, kommerz
zung des Labors wird für di
angestrebt. Columbus ist d
arbeitsplatz der europäisch
nauten. Außerhalb des Lab
externe Plattformen Mögl
für Experimente mit dire
gang zum Weltraum.

Die zeigt einmal mehr
wendig die unbemannten
schen Satelliten- und Sond
te auch sind, die bemann
fahrt ist nicht weniger wic
bemannte Forschungsstat
die ISS wird als Forschungs
Ort für Technologieerprobu
für Zukunftsgebiete wie Bio
formationstechnologie, zu
vollen Werkzeug für Wissen
und Ingenieure. Der Me
Weltraum, der in seiner K
und Adaptionsfähigkeit un
ist, wird Probleme lösen h
auf der Erde allein nicht g
den können. Neue Erk
werden Innovationen beisp
in den Bereichen Werksto
mazie Biologie und Mediz

Das Wissenschaftsmodul Columbus ist der
größte Einzelbeitrag der Europäischen Raum-

fahrtagentur ESA zur internationalen Raumstati-
on ISS. Das Modul mit einer Länge von etwa
7 m und einem Durchmesser von 4,5 m
wird den Forschungsmöglichkeiten der
Station enormen Auftrieb geben und der
Hauptarbeitsplatz für die europäischen
Astronauten sein.

Während der voraussichtlich zehnjähri-
gen Lebensdauer (nach den Erfahrungen
mit der russischen Station MIR könnten durch-
aus ein paar Jahre hinzukommen) wird es mög-

über der Erde im Vakuum des Alls ebenfalls
wissenschaftliche Forschungen durchge-
führt werden, beispielsweise zum Über-

leben von Bakterien auf Meteoriten
oder in der Umgebung vulkanischer
Aktivitäten.

Columbus im All ist für sich schon
der beeindruckendste Teil des ge-
samten Forschungsprogramms. Auf
der Erde wird Columbus Forscher aus
ganz Europa vereinen, die ihre Experi-
mente über verschiedene Benutzer-

zentren oder direkt von ihrem Arbeits-

Mit dem Wissenschaftsmodul „Columbus“ lassen sich in der Internationalen Raumstation ISS aufgrund der Schwerelosigkeit
viele wichtige Experimente u.a. aus den Bereichen Medizin, Materialprüfung durchführen.

Columbus eröffnet Forschern neue Wege

Die Probleme der „Ariane 5“ gehen teilweise auf
„marktwirtschaftliche“ Kriterien bei der Vergabe der
Entwicklungsaufträge zurück. Foto: ESA

Bolkestein-Richtlinie: 
Sozialer Sprengsatz für Europa
Im vergangenen Mai wurde die Debatte über die schauerliche Dienstleistungsrichtlinie der EU-Kommission vertagt, um
den Ausgang des Verfassungsreferendums in Frankreich nicht zu gefährden – bekanntlich vergebens. Am 14. Februar
steht der monströse Vorstoß der supranationalen EU-Exekutive im Europäischen Parlament erneut zur Debatte. Der
„Bolkestein-Hammer“ muß genau so abgeschmettert werden wie die Hafenrichtlinie „Port Package II“.

Bundesgeschäftsstelle:

Die Zahl der Arbeitslosen stieg in
Deutschland im Januar 2006 wieder
auf offiziell über 5 Millionen. Wäh-
rend der Maastrichter Vertrag die er-
forderlichen staatlichen Investitio-
nen verhindert, um die Zahl der Ar-
beitsuchenden zu vermindern, legt
die EU-Kommission es anscheinend
darauf an, das Heer der Arbeitslosen
zu vermehren. Sollte die Dienstlei-
stungsrichtlinie je in Kraft treten,
wären in Deutschland bald 10 oder
mehr Millionen Menschen arbeits-
los. Durch das „Herkunftslandprin-
zip“ der Richtlinie würde für den rie-
sigen Dienstleistungssektor, der 70
Prozent aller Beschäftigten und des
Inlandsprodukts in Europa umfaßt,
über Nacht das Lohn-und Sozialni-
veau der ärmsten unter den 25 Mit-
gliedstaaten der EU zum maßgebli-
chen Standard. Wer Leute zu hiesi-
gen Löhnen bei hiesigen Sozial-
abgaben beschäftigt, würde durch
den Preisdruck der Billigkonkurren-
ten brutal aus dem Markt gefegt. Ei-
ne Pleite- und Entlassungswelle oh-
ne Beispiel wäre die zwangsläufige

Folge. Eine riesige Vielfalt von Beru-
fen und Geschäften ist von der
Richtlinie betroffen, auch solche,
die man kaum mit dem Begriff

„Dienstleistungen“ verbindet. Als
Dienstleistung gilt zunächst alles,
was nicht direkt Güterproduktion
ist. Für die EU-Kommission ist eine

Dienstleistung „jegliche Leistung,
mit der der Erbringer am Wirt-
schaftsleben teilnimmt, ungeachtet
seines rechtlichen Status, das Tätig-
keitszwecks und des betreffenden
Tätigkeitsbereichs“. Für den Ver-
kehrsbereich, die elektronische
Kommunikation und Finanzdienst-
leistungen gibt es eigene Bestim-
mungen mit ähnlicher Zielrichtung.

Allein staatliche Dienstleistungen
fallen nicht unter die Richtlinie,
dafür aber die ehemals staatliche,
jetzt privatisierte Infrastruktur zur
Versorgung der Bürger mit Gas, Was-
ser, Strom oder die Abfallentsor-
gung. Erfaßt sind ebenfalls die My-
riaden von Tätigkeiten, die früher
mit zum integrierten Prozeß der
Güterproduktion gehörten, mittler-
weile jedoch aus den Betrieben her-
ausgelöst wurden und dem „Out-
sourcing“ an Billiganbieter unterlie-
gen.

Der „Bolkestein-Hammer“ trifft al-
so keineswegs bloß Hausangestellte
oder Kindermädchen. 
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Im Rahmen des Europawahlkampfes 2003 demonstrierte die LaRouche-Jugend-
bewegung schon einmal vor dem EU-Parlament in Straßburg (siehe Bild). Auch damals
stellte sie die Forderung nach einer Neuordnung des internationalen Währungssystems
als Vorbedingung für die Lösung der Wirtschaftskrise in den Mittelpunkt. In den
kommenden Auseinandersetzungen um die Richtliniendiktatur aus Brüssel wird dieser
Vorschlag eine wichtige Rolle spielen. 

USA. Fast die Hälfte der Demokraten im Senat hat sich
nicht zu einer Blockierung der Bestätigung Richter Alitos
durchringen können. Aber dank der Mobilisierung der 
LaRouche-Bewegung wissen die Amerikaner jetzt, was für
sie auf dem Spiel steht. Selbst die New York Times hat die
Zeichen der Zeit erkannt.

Nach der Alito-Schlacht:
Der Kampf geht weiter
Die Vereinigten Staaten rücken mit
der Berufung von Richter Samuel Ali-
to an den Obersten Gerichtshof ei-
nen großen Schritt näher an die Er-
richtung einer Präsidialdiktatur
gemäß den Vorgaben des faschisti-
schen Staatsrechtlers Carl Schmitt.
Die Demokraten im Senat kapitulier-
ten: Am 30. Januar stimmten nur 25
von ihnen für das von den demokra-
tischen Senatoren Kerry und Kenne-

Alitos Ernennung wiederhole man
die Fehler der Deutschen in den Jah-
ren 1932-33, löste in wichtigen Tei-
len der Demokratischen Partei einen
heilsamen Schock aus. Am folgen-
den Tag kündigten Kerry und Ken-
nedy dann das Filibuster an.

Vor der Abstimmung über das Filibu-
ster gegen Alitos Ernennung mobilisier-
ten Lyndon LaRouches politisches Akti-
onskomitee (LPAC) und seine Jugendbe-

BERLIN. Wohnungen an die Börse? Die Berliner BüSo-
Vorsitzende Monika Hahn lehnt das ab. Denn das stellte
Grundrechte, die im Grundgesetz verankert sind, in Frage.

SÜDWESTASIEN. Eine von der Hamas geführte Regierung in den Palästinensergebieten
könnte durchaus für Stabilität sorgen und produktiv mit Israel verhandeln. 

Palästina nach der Wahl
„Es war eine völlig ehrliche Wahl,
fair, sicher und gewaltlos“, sagte der
frühere US-Präsident Jimmy Carter,
der bei der Wahl zum palästinensi-
schen Parlament am 25. Januar eine
Gruppe internationaler Wahlbeob-
achter leitete. Hamas gewann 76 der
135 Parlamentssitze, und Carter, der
seit langem für eine Regierungsbe-
teiligung der Hamas eintritt, erklär-
te: „Ich hoffe, wenn Hamas eine

wichtige Rolle in der kommenden
Regierung einnimmt – wie immer
diese aussehen mag –, daß sie dann
auch eine Position einnimmt, die
den internationalen Standards von
Verantwortung entspricht.“ Er for-
derte die Geberländer auf, die Pa-
lästinensische Autonomiebehörde
weiter zu unterstützen. In Israel hin-
gegen warf der Likud-Vorsitzende
Benjamin Netanjahu dem amtieren-

den Ministerpräsidenten Ehud Ol-
mert vor, er sei schuld daran, daß
hier ein „Hamastan“ als „Ziehkind
des Iran und der Taliban“ entstehe.
Olmert seinerseits erklärte, seine Re-
gierung werde mit Hamas nicht ver-
handeln – was wenig besagt, da sei-
ne Regierung ebenso wie die Regie-
rung Scharon mit Palästinenserprä-
sident Abbas und der Fatah auch
nicht verhandelt hatte. Seite 6
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